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Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Sonderzulagen für Arbeitslose 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

den Regierungen der Länder zu empfehlen, den von der öffent- 
lichen Fürsorge Unterstützten und beim Arbeitsamt gemeldeten 
Arbeitslosen Sonderzulagen zu gewähren, die möglichst nach folgen- 
den Grundsätzen ausgezahlt werden sollten: 

1. Der bezeichnete Personenkreis erhält, soweit er am Ersten des 
jeweiligen Monats mindestens ein Jahr lang nicht in einem ver- 
sicherungspflichtigen Beschäfligungsverhältnis gestanden hat, eine 
vierwöchentliche Sonderzulage in Höhe der Hälfte der durch- 
schnittlichen wöchentlichen Unterstützung zuzüglich Familienzu- 
schläge. 

2. Die Gewährung der Sonderzulage beginnt mit dem Zahlungszeit- 
raum, der auf den 1. Dezember 1955 folgt. Die Sonderzulage ge- 
langt weiterhin in dem Zahlungszeitraum, der auf den Ersten eines 
jeden Monats folgt, zur Auszahlung. 

3. Die Sonderzulage entfällt, wenn der Unterstützungsempfänger am 
Stichtage innerhalb der letzten sechs Monate mindestens vier Wochen 
in einem gegen Arbeitslosigkeit versicherten Beschäftigungs Verhältnis 
gestanden hat. Sie entfällt jedoch dann nicht, wenn der Unter- 
stützungsempfänger während der letzten zwei Jahre vor Beginn 
seiner Arbeitslosigkeit nicht mehr als sechs Monate als Notstands- 
arbeiter beschäftigt wurde. 


Berlin, den 18. Oktober 1955 
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